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Berlin/Bonn. Oskar Lafontaine
will'auch für Gesamtdeutschland
als Kanzlerkandidat der SPD an-
treten. Er rechne mit gesamtdeut-
schen Wahlen gegen Jahresende
oder Anfang 1991. „Ich glaube, ein
späterer Zeitpunkt ist nicht mehr
realistisch", erklärte er im DFF;
Die SPD-Bundestagsfraktion hatte
sich am Donnerstagabend bei 22
Gegenstimmen für die Annahme
des Staatsvertrages BRD-DDR
ausgesprochen. Im Bundestags-
ausschuß Deutsche Einheit votier-
ten nur die drei Abgeordneten der
Grünen gegen den Vertrag.

Berlin. Das Oberste Gericht der
DDR hat am Freitag das 1978 we-
gen „Nachrichtenübermittlung"
und „Geheimnisverrats" gegen
den SoziaiwissenBchBiftleir Dr. Ru-
dolf Bahro gefällte Urteil aufge-
hoben. Bahro wurde freigespro-
chen und hat Anspruch auf Ent-
schädigung.

Frankfurt (Main). Die General-
staatsanwälte der Bundesrepu-
blik und Generalbundesanwalt
Alexander von Stahl haben in
einem Appell Straffreiheit für
ehemalige Spione in beiden deut-
schen Staaten gefordert. Mach
einer zweitägigen Beratung schlu-
gen sie eine Amnestie für die
meisten der anhängigen Verfah-
ren vor.

Harare/Rom. Der Afrikanische
Nationalkongreß (ANC) hat mehr
als eine Million Mitglieder ge-
wonnen, seitdem das Verbot der
Befreiungsbewegung am 2. Fe-
bruar aufgehoben wurde. Papst
Johannes Paul II, der ANC-Vize-
präsident Nelson Mandela in Pri-
vataudienz empfing, hat den
Kampf des ANC zur Überwin-
dung der Apartheid gesegnet.

Lima. Bei der Explosion eines 30-
Kilogramm-Sprengsatzes sind am
Donnerstag in der peruanischen
Stadt Huancayo zwei Soldaten
und eine Straßenhändlerin getö-
tet worden. Drei Personen wur-
den bei dem Anschlag verletzt.

Berlin (ND-Kirschey). Ein außer-
ordentlich sensibler Punkt der
deutsch-deutschen Einigung war
am Freitag Anlaß einer Presse-
konferenz mit Ministerpräsident
Lothar de Maiziere: offene Ver-
mögensfragen. Hierzu, so der
DDR-Premier, haben sich beide
Regierungen auf einen gemeinsa-
men Standpunkt geeinigt, der den
Interessen der Deutschen in der
DDR Rechnung trägt, Rechtssi-
cherheit und Reehtsfrieden für
alle Deutschen gewährleisten soll.
Zeitgleich in beiden deutschen
Hauptstädten wurde dazu die ge-
meinsame Erklärung der Regie-
rungen der DDR und der BRD
der Presse übergeben.

Aus dem Dokument hob Lothar
de Maiziere vier Kernpunkte her-
vor, die die Regelung offener Ver-
mögensfragen bestimmen werden:

1. Besatzungsrechtliche Ent-
scheidungen zwischen 1945 und
1949 bleiben unangetastet. Damit
stehen die Resultate der Boden-
reform nicht zur Disposition.

2. Überall dort, wo nach gel-
tendem DDR-Recht Eigentum er-
worben wurde, bleibt dieses un-
angetastet.

3. Auch dort, wo eine Rück-
übertragung von Eigentumsrech-
ten von der Natur der Sache her
nicht möglich ist, bleibt die Lage
so, wie sie ist.

4. Der Mieterschutz und der
Schutz von Nutzungsrechten von
Bürgern der DDR bleibt gewahrt.

i Auch bei Änderung von Eigen-
tumsverhältnissen bleiben Mieter
und Nutzer rechtlich geschützt.

Damit bestätigte der DDR-Pre-
mier die auf der Pressekonfe-
renz getroffene Wertung, daß die
von BRD-Politikern erhobene
Forderung, wonach in der Haupt-
sache Besitz zurückzugeben 'und
nur in Ausnahmefällen zu ent-
schädigen sei, sich nicht durchge-
setzt habe und der DDR-Stand-
punkt von der BRD-Seite akzep-
tiert werden mußte.

Zwar wies Lothar de Maiziere

darauf hin, daß es sich hier um
eine Erklärung beider Regierun-
gen handele und nicht um einen
staatsrechtlichen Vertrag. Den-
noch dürften mit diesem Doku-
ment die Befürchtungen vieler
DDR-Bürger, daß für, sie die
Stunde der Enteignung kommen
werde, zurückgedrängt werden.

(Wörtlaut der gemeinsamen
Erklärung der Regierungen

der DDR und der BRD Seite 6) .

. . . könnte de Maizieres Erklä-
rung zu den Eigentumsrechten
gewesen sein. Die in der neben-
stehenden Meldung genannten
Punkte trügen, wenn man sie
denn zum Nennwert nehmen darf,
den weitverbreiteten Ängsten
vieler, sehr vieler DDR-Bürger
Rechnung. Die Tatsache, daß sich
die Regierungen in beiden

deutschen Hauptstädten darauf
geeinigt haben, verleiht der Sache
das eigentliche Gewicht.

wissen, in welche Pflicht er sich
begeben, aber auch mit welchen
Widerständen er zu rechnen hat.
Am selben Tage noch hatte z. B.
Frau Wilms, die Ministerin für
Innerdeutsche Beziehungen die
DDR gedrängt, den bisherigen
Bonner- Standpunkt zu überneh-
men und voll das Rückgabeprin-
zip anzuwenden. Auch der Appe-
tit, des Kapitals wird mit den Re-
gierungserklärungen allein nicht
auf Diät zu setzen sein.

Die Kuh ist also nicht vom Eise.
Zumal es schon in anderen Fra-
gen Versprechungen und Beteue-
rungen gab, die Zahl der Umfal-
ler und Kehrtwendungen aber
nicht kleiner war. Für Regierung
wie Bürger wäre es gleicherma-
ßen verhängnisvoll, sollte aus der-
Nachricht des Tages die Ente des
Jahres werden.

Zankapfel des Tages wurde am
Freitag in der 14. Tagung der
Volkskammer nach einer Frage-
stunde und einer aktuellen Stun-
de zu sozialen Problemen der
Studenten (siehe Seite 3) die Vor-
lage des Treuhandgesetzes, das in
zweiter Lesung behandelt wurde.
Vor einer Woche war es bereits
in allen Fraktionen auf scharfe
Kritik gestoßen.

Ursprünglich als Punkt 16 der
Tagesordnung angekündigt, rückte'
die den Abgeordneten erst eine
halbe Stunde (!) vor Sitzungsfoe-
ginn zugestellte Vorlage nach hef-
tiger Debatte auf Platz drei.
Warum die Erregung? Es geht bei
dem Gesetz immerhin darum, wie
künftig mit dem Volkseigentum
verfahren wird, wer die Verfü-
gungsgewalt darüber hat und wem

die Erlöse aus der beabsichtig-
ten Privatisierung zugute kom-
men.

Der Vorsitzende des Wirt-
schaftsausschusses, Dr. Jochen
Steinecke (BFD), sprach dann
auch in seiner Begründung des
Entwurfs von einer „Weichenstel-
lung für die wirtschaftliche Zu-
kunft" der DDR. Die mit dem
Gesetz beabsichtigte Struktur-
anpassung sah er als „Hilfe zur
Selbsthilfe". Die Privatisierung
des Volksvermögens habe zum
Ziel, ausländisches Kapital ins
Land zu ziehen. Wirtschaftsmini-
ster Dr. Pohl und ein CDU-Ab-
geordneter versuchten für den
Fall einer Ablehnung des Ent-
wurfes die Verantwortung für
„das kommende Chaos" auf das
Parlament abzuwälzen:

Unter Zeit- und Haridlungs-
druck gesetzt, wehrte sich das
Parlament erfolgreich gegen den
Überrumpelungsversuch. Werner
Schulz vom Bündnis 90, fragte an,
ob das Gesetz nicht der DDR-
Verfassung zuwiderlaufe. Eigen-
tumsfragen und damit Artikel 10
seien betroffen. Das Gesetz be-
deute letztlich, in dieser Form
eine Enteignung der DDR-Bür-
ger. Der ehemalige Ministerpräsi-
dent Hans Mödrow (PDS) gab zu
bedenken, daß mit dem vorge-
legten Gesetzentwurf den künfti-
gen Ländern schon vor ihrer Bil-
dung der ökonomische Boden un-
ter den Füßen weggezogen würde.

Das Parlament entschied, für
Sonntag eine Sondersitzung ein-
zuberufen, um das Treuhandge-
setz in 3. Lesung zu behandeln.

In der Nachmittagsdebatte be-
fanden die Parlamentarier über
14 Gesefaesvorlagen. Darunter
das Haushalt- und Finanzgesetz,
das Preisbildungsgesetz, das Ge-
setz über die Sozialversicherung,
das Umweltrahmengesetz, das
Vereinigungsgesetz und das' Nie-
derlassungsgesetz, das ausländi-
schen Investoren das Tor in die
DDR öffnen soll. Die Volkskam-
mer beschloß mit Mehrheit, den
Generalstaatsanwalt Dr. Hans-
Jürgen Joseph abzuberufen. Be-
gründet wurde das mit der Not-
wendigkeit einer generellen Neu-
bestimmung der Aufgaben der
Staatsanwälte und den daraus re-
sultierenden personellen Konse-
quenzen.

Berlin (NDiLück). Eine Nach-
richt, die vielen Betrieben die
akutesten Sorgen durch die Wäh-
rungsumstellung am 1. Juli 1990

Tiimmt: Sie können bei Zah-
lungsschwierigkeiten kurzfristige
Überbrückungskredite zur Siche-
rung ihrer Liquidität in Anspruch
nehmen und damit vor allem ihre
Lohnzahlungen garantieren. Ent-
sprechende Anträge, verbunden
mit einem Liquiditätsplan, der
alle betrieblichen Möglichkeiten
ausschöpft, nehmen die Haus-
banken bzw. alle Filialen der
Kreditbank AG ab Mitte näch-
ster Woche entgegen.

Die Kredite sind begrenzt auf
die Monate Juli, August und
September und werden zunächst

nach gründlicher Prüfung durch
die Kreditbank nur für Juli aus-
gereicht. Das dafür nötige Geld
wird nicht aus den der Treu-
handanstalt zur Verfügung ste-
henden Mitteln des „Fonds
Deutsche Einheit" der BRD ent-
nommen, sondern am freien Ka-
pitalmarkt aufgebracht. Dement-
sprechend ist zwar mit differen-
zierteren, allgemein aber hohen
Zinssätzen zu rechnen. Als Bürge
tritt gegenüber den Banken mit
einer globalen Garantie die
Treuhandanstalt auf. Dies gab
am Freitag in Berlin der stellver-
tretende Vorsitzende des Direk-
toriums der Treuhandanstalt,
Wolfram Krause, auf einer
Pressekonferenz bekannt.

Moskau (ADN). Die Sowjetunion
ist dafür, im Herbst dieses Jahres
Gespräche über Reduzierung und
Beseitigung der taktischen Kern- -
Waffen in Europa zu beginnen.
Das bekräftigte der Sprecher" des
sowjetischen Außenministeriums
Gerassimow am Freitag in
Moskau. Wenn die USA und die
anderen NATO-Staaten damit
einverstanden sind, könne man in

nächster Zeit zweiseitige Konsul-
tationen über das Mandat der
künftigen Gespräche aufnehmen.

DDR-Premier de Maiziere be-
grüßte aim Freitag das UdSSR-
Angebot als ein „wichtiges Signal
an den bevorstehenöen NATTO-
Gipfel". Ein Sprecher des Pak-
tes teilte in Brüssel mit, der Vor-
schlag werde im Juli auf dem
Londoner Gipifel diskutiert.

. . . ficht Prinz Friedrich von Homburg mit Leidenschaft. Am Sonnabend
hat Kleists großes Drama am Berliner Ensemble Premiere. In den
Rollen: Hans-Peter Reinecke (Kottwitz), Veit Schubert (Homburg),
Stefan Lisewsld (von der Golz) ND-Foto: Joachim Fieguth

Berlin (ND/ADN). Von insge-
samt sieben Festnahmen bei der,
Fahndung nach Angehörigen der
Roten Armee Fraktion (RAF) war
am Freitag im Innenministerium
in Berlin die Rede. Vier mutmaß-
liche RAF-Mitglieder, so infor-
mierte der Minister, Dr. Peter-
Michael Diestel, seien am Vortag
in den Bezirken Frankfurt (Oder)
und Cottbus verhaftet worden:
Werner Lotze, Christine Dümlein,
Ekkehard Freiherr von Secken-
dorff und Monika Helbing. Die

Festnahmen wertete er als Erfolg
der DDR-Kriminalisten.

Die am Nachmittag vom Mi-
nister bekanntgegebene Festnah-
me von drei weiteren Mitglie-
dern der RAF in Leipzig erwies
sich als Fehlschlag. Die Untersu-
chung der Fingerabdrücke ergab,
daß es sich nicht um die gesuch-
ten Barbara Meyer, Horst Ludwig
Meyer und Sabine Elke Callsen
handelt, verlautete aus der dorti-
gen VP-Bezirksbehörde.

Bure (ADN). Ein mit hochexplo-
sivem Material beladener Last-
kraftwagen der Westgruppe der
Sowjetischen Streitkräfte ist am
Freitag gegen 5.30 Uhr im Kreis
Burg (Bezirk Magdeburg) explo-
diert. Menschen kamen nach
bisherigen Informationen nicht
zu Schaden.

Der Laster befand sich in
einem Konvoi auf der zu dieser
Zeit stark befahrenen Fernver-
kehrsstraße 1 von Magdeburg
nach Burg. Unmittelbar hinter
einem Bahnübergang der Strecke
Magdeburg—Dessau ^fing er aus
bisher nicht geklärter Ursache
Feuer. Die Soldaten zogen das
brennende Fahrzeug mit einem
Schützenpanzer sofort von der
Straße auf einen Feldweg.

Berlin (ND-Audersch). Der Be-
schluß des Berliner Magistrats
zur Änderung von Arbeitsver-
hältnissen leitender städtischer
Mitarbeiter bleibt trotz massiver
Proteste Betroffener grundsätz-
lich in Kraft. Dies sei das Ergeb-
nis einer nochmaligen Überprü-
fung und Präzisierung, gab der
Stadtrat für Inneres, Thomas
Krüger, gestern mittag auf einer
Pressekonferenz bekannt. Der
Beschluß sieht vor, daß Ange-
stellte des Magistrats, der Be-
zirksämter und nachgeordneter
Einrichtungen wie Kulturstätten
und Krankenhäuser mit einer
Neuausschreibung ihres Arbeits-
platzes rechnen müssen.

Das Vorgehen der Stadtregie-
rung ist von der Gewerkschaft;
öffentliche Dienste, Transport
und Verkehr (ÖTV) als -weder
mit dem geltenden DDR-IRecht
noch mit dem der BRD vereinbar

bezeichnet worden. Die ÖTV
verlangt in einem Schreiben an
Oberbürgermeister Tino Schwier-
zina, der Magistrat müsse die
Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit
anwenden. Schon mit Blick auf
das demnächst geltende Betriebs-
verfassungs- beziehungsweise
Personalvertretungsgesetz sei

jede Kündigung, auch die Ände-
rungsankündigung ohne Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmerver-
tretung rechtswidrig. Außerdem
habe der Magistrat die Pflicht,
den Beschäftigten Fort- und
Weiterbildung sowie Umschulun-
gen anzubieten.

Berlin (ADN). Die angespannte
Finanzlage Berlins war Haupt-
thema seines ersten Gesprächs
mit Premier de Maiziere am Frei-
tag, erklärte der Berliner OB
Schwierzina in einem Statement.
Der Premier bezeichnete die Un-
terredung als eine „Problem-
anzeige". Berlins Sorgen müßten
erst mit den zuständigen Ressort-
ministern besprochen werden. In

einigen Punkten könne er mehr
Hoffnungen machen, in anderen
weniger. Schwierzina habe Aus-
gleichszahlungen und die Frage
angesprochen, wer die Kosten des
Mauerabrisses übernehme. Das
konnte durch ein entsprechendes
Angebot von Verteidigungsmini-
ster Eppelmann inzwischen ge-
klärt werden.

Tabellenstand Gruppe D
1. BRD
2. Kolumbien
3. Jugoslawien
4. VAE

Dr. Thomas Klein ist der
einzige Abgeordnete der Ver-
einigten Linken in der Volks-
kammer.

ls damals im
Juni 1953
die Bauar-

Am Nachmittag hatte die CSFR
in Florenz Österreich mit 1:0 be-
siegt

Es kam, wie es durchaus
nicht kommen mußte: Mas-
senproteste gegen die Regie-
rungspolitik eskalierten vom
15. bis 17. Juni. Dies war die
erste für Bürokraten unver-
hoffte Begegnung ihres Sta-
linismus mit der von ihnen
immer wieder beschworenen
Arbeiterklasse in Gestalt
eines Faustschlags. Brechts
beißender Sarkasmus auf
diese Art Kreaturen, denen
er empfahl, sich mangels
Vertrauens zum Volk ein
anderes zu wählen, trifft den
Nagel auf den Kopf. Ohne
die sowjetischen Panzer, die
makabrerweise durch ihr
Eingreifen den für aktuelle
sowjetische Interessen un-
tauglich gewordenen Ul-
bricht retteten, wären sie
am Ende gewesen.

Und dann waren da noch
die „Revolutionsanheizer"
aus dem Westen. Noch nicht
einmal ihre Auftraggeber
bestreiten heute, in diesem
Sinne kräftig mitgemischt zu
haben. Schließlich war „kal-
ter Krieg". Und es kam ge-
rade recht für die perfide
stalinistische Legende vom
„konterrevolutionären
Putsch".

Dieser antistalinistische
Aufstand war ebensowenig
ein konterrevolutionärer
Putsch wie eine antikom-
munistische Revolte. Er war
die handfeste Empörung gro-

Arbeiterinteres-
-sen im angemaß-
ten Namen der
Arbeiter verrie-
ten. Und dies ist
heute für uns
hochaktuell.

Die Stalinisten
und ihr aben-
teuerlicher Kurs
vor und dann
auch nach dem
Juni 1953 waren
ein viel wirksa-
merer Beitrag
zum Antikommu-
nismus als die
Parolen einer
Handvoll Provo-
kateure. Der Auf-
stand war aber

genausowenig eine „kom-
munistische Erhebung ge-
gen die revisionistische Ul-
bricht-Clique", wie es un-
sere sektiererischen Super-
revolutionäre so gerne hät-
ten. Denn die Arbeiter konn-
ten kaum mit einer nur
durch Phrasen gespeisten
Idee verbunden sein, die
wirklich und selbst umzu-
setzen sie durch jene SED
konsequent gehindert wur-
den. In keinem Falle aber
war es ein Massenaufstand
zur Wiedereinführung eines
gediegenen Kapitalismus.
Den hatten die Arbeiter aus
langer, Erfahrung „lieben"-
gelernt und damals übrigens
noch in ganz frischer Erinne-
rung!

Heute kennt die Bevölke-
rung der DDR ihn, den real-
existierenden Kapitalismus,
nicht mehr aus Erfahrung.
Sie wird ihn nun kennen-
lernen ; so, wie sie den Sta-
linismus kennen- und hassen
gelernt hat. Den so oft von
den Politbürokraten be-
schworenen und vom Kapi-
tal denunzierten „Sozialis-
mus" hat sie nie erlebt. In-
sofern ist es ein Mißver-
ständnis fast historischer Di-
mension, in der sich nun auf-
lösenden DDR von einer
„Konterrevolution" zu spre-
chen. Hier hat eine soziali-
stische Revolution nie statt-
gefunden.

Wir haben uns heute der
Geschichte des 17. Juni 1953
nicht zu erinnern als eines
Ereignisses, das einfach im
Herbst 1989 zu seinem Ende
gefunden hat. Dazwischen
liegen eben diese vier Jahr-
zehnte Stalinismus. Deshalb
sind wir heute dort, wo wir
sind. Trotz alledem gehört
der 17. Juni uns, den Linken,
und nicht den frischgewen-
deten Jubelrednern der „so-
zialen Marktwirtschaft"! Wir
sagen dies nicht, weil wir
den Arbeitern des Jahres
1953 unterschieben wollen,
Linke gewesen zu sein. Wir
sagen dies, weil wir solida-
risch mit den Interessen der
damals protestierenden Ar-
beiter sind. Wir sagen dies,
weil wir wissen, daß diese
Interessen sich nur im
Kampf gegen diesen jetzt in
ganz; Deutschland wuchern-
den Kapitalismus durchset-
zen werden.

Heute erleben wir bereits,
wie die Parteien der „ersten
vom Volk frei gewählten Re-
gierung" wieder von fried-
lichen Demonstranten (viel
friedlicheren als denen des
17. Juni!) als „Provokateu-
ren" sprechen. Wir erleben
die Arroganz der Macht und
die Diktatur der Mehrheit.
Wirf konstatieren den mit
Furcht vermischten Ekel vor
dem Votum der Straße und
die Polizeiketten zum Schutz
der Abgeordneten vor dem
Kontakt mit ihren Wählern.
Und wir hören die Regierung
sagen, daß sie sich nie wie-
der (?) vor dem Druck der
Straße beugt (??!). Erinnern
sich die Herren und Damen,
warum sie regieren? In er-
ster Linie wegen des Drucks
der Straße, einer außerpar-
lamentärischen Opposition
vom Herbst 1989, und nicht
so sehr wegen des Votums
der Wählermehrheit, deren
Hoffnungen sie sich nun zu
enttäuschen anschicken.

Es wird unseren neuen
„Pionieren der Marktwirt-
schaft" nicht gelingen, den
Aufstand vom 17. Juni zu
vereinnahmen!

und dann auch
anderer Städte
der DDR auf die
Straße gingen,
konnten sie nicht
ahnen, wer künf-
tig alles politi-
schen Anspruch
auf sie und ihren
Aufstand erhe-
ben sollte.

Wer sie dage-
gen damals so-
fort als „Konter-
revolutionäre,
irregeführte In-
dividuen oder
Dreigroschen-
jungen des Kapi-
tals" denunzierte,
wurde ihnen nur •™"«««a'""
zu rasch deutlich gemacht.
Was war dieser Aufstand
wirklich, und wer hat heute
ein Recht darauf, diese erste
Massenempörung gegen den
Stalinismus in der DDR für
sich zu beanspruchen?

Damals wie heute schien
und scheint der Sumpf po-
litischer Demagogie obskure
Blasen zu schlagen: Was ehe-
dem von Ulbricht und Ge-
nossen als antikommunisti-
sches Komplott denunziert
wurde, wird heute von nicht
wenigen nur zu gut bekann-
ten Karrierepolitikern der
DDR-Rechten als Märtyrer-
tum von Vorkämpfern ge-
gen den Kommunismus ge-
feiert. Man ist geneigt zu sa-
gen : So viel hat sich geän-
dert in der DDK Ich meine
aber, daß die beklemmenden
Parallelen des heutigen Um-
gangs der Herrschaftssach-
walter mit Straßenprotesten
gegen die Regierungspolitik
nicht zufällig sind.

•Die 2. Parteikonferenz der
SED verkündete 1952 den
„Aufbau des Sozialismus"
und die Losung des „ver-
schärften Klassenkampfs".
Die Folgen waren das An-
steigen der „Republik-
fluchf'-Welle und eine Ver-
sorgungskrise im Frühjahr
1953. Im Mai beschloß der
Ministerrat, bis zum Juni
die Arbeitsnormen um min-
destens 10 Prozent zu erhö-
hen. Die Krise spitzte sich
zu. Auf Druck der nachsta-
linschen sowjetischen Füh-
rung und zur Erleichterung
der „stillen Opposition" in
der SED (Jendretzky, Herrn-
stadt, H. Brandt) wurde im
Juni der „Neue Kurs" er-
zwungen. Das ebenso gehor-
same wie verunsicherte ZK
nahm die „SozialismUs"-
Parolen und die verfügten
Beschneidungen sozialer
Gruppen zurück — bis auf
die gegen die Arbeiter ge-
richteten Normerhöhungen!
Diese Härte provozierte die
Arbeiterklasse. Der „Neue
Kurs" brachte allen etwas,
nur ausgerechnet ihnen als
gefeierten Trägern des ge-
rade noch apostrophierten
„sozialistischen Auf baus"
nichts !

r-*-. Mailand/Florenz
»• #* (ND). Zweiter
"^fv j . Sieg für die BRD

CW am Freitagabend
s # nach dem 4:1-

, Auftakt gegen
Jugoslawien.

Und torreich
M ging es in Mai-

land auch beim
ersterv Vergleich mit der Aus-
wahl der Vereinigten Arabischen
Emirate zu. 5:1 (2:0) hieß es am
Ende. Nachdem das Stürmerduo
VÖller/Klinsmann in der ersten
halben Stunde allein fast ein
halbes Dutzend dicke Chancen
vergab, folgte in der 36. Minute
der Doppelschlag durch beide
zum 2:0. Ismail Mubaraks An-
schlußtreffer (46.) verwirrte die
BRD-Elf keineswegs, postwen-
dend stellte Matthäus (47.) mit
Direktschuß den alten Abstand
her. In der farbigen, temposchar-
fen Partie, in der die Araber zu-
nehmend überrannt wurden,
stellten Bein (60.) und Völler (75.)
den Endstand her.

Inlandpreis 0,55 M
B-Ausgabe Sonnabend/Sonntag,

16./17. Juni 1990

Die Nachricht
des Tages...

Munitions-LKW
an Fl explodiert

Der Arbeiterauf stand
vom 17. Juni 1953

45. Jahr* anr/Nr. 138
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Nicht nur der Premier muß

REINER OSCHMANN

(Siehe auch Seite 3)

(Siehe Seite 3)

(Siehe auch Seite 7)

(Mehr über die WM auf Seite 8)

Eine Million im ANC

Wieder eine Autobombe

Seite 16 Von der 14. Volkskammertagung berichtet DIETMAR R1ETZ

beiter Berlins

OLUMNEEUTE

ßer Teile der Be-
völkerung gegen
die Arroganz von
Bürokraten, die

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

KLothar de Maiziere vor der Presse:H
DDR-Bürger müssen um Besitz nicht fürchten• Aus Machtkampf wurde

kultureller Kahlschlag

• Freiheit läßt grüßen -

A Vonmit „Blauen" Briefen
THOMAS KLEIN

• MZ kontra Pleitegeier

• Heutige Weltsituation
ist ohne Parallele

# Ist der Mensch
patentierbar?

# Das Konglomerat
Salzgitter

• Müggelsee in Gefahr
Streit um das Treuhandgesetzdes „Umkippens"

Fußball-WM in Italien:

BRD in Mailand
wieder torhungrig

Gegen Preußens Staatsräson Treuhand verbürgt Überbrückungskredite

DM-Starthilfe für Betriebe

KURZ

A b Herbst gegen,, TaktischeKandidat Lafontaine

Innenminister: Weitere Verhaftungen

Fehlmeldung in LeipzigFreispruch für Bahro

Amnestie für Spione

Ignoranz im Magistrat —Beschluß bleibtBeinahe-Katastrophe:

„Problemanzeige:" zu Berlin


